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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Tübler, Dr. Wörner, Dr. Marx, Dr. Wittmann (München), 
Dr. Kraske, Löher, Frau Benedix, de Terra, Biehle, Gierenstein, Windelen 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Wehrgerechtigkeit 


Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine An- 
frage der CDU/CSU-Fraktion zur Wehrgerechtigkeit (Druck- 
sache 7/1748) dargestellt, daß in den nächsten Jahren immer 
weniger Wehrpflichtige eines Geburtsjahrganges zum Dienst 
herangezogen werden. Während z. Z. noch ca. 68 v. H. der wehr- 
dienstfähig Gemusterten einberufen werden, sinkt der Prozent- 
satz bis zum Geburtsjahrgang 1961 auf 50 v. H. 

Bisher eingeleitete und durchgeführte Ausgleichsmaßnahmen 
der Bundesregierung blieben wegen inflationärer Geldentwer- 
tung und umfangreicher werdenden Geburtsjahrgängen wir- 
kungslos. Obwohl im Bericht der Wehrstrukturkommission aus- 
drücklich festgestellt wurde, daß ein ungerechtes Wehrpflicht- 
system die Glaubwürdigkeit unserer Demokratie belastet, ver- 
schweigt das Weißbuch 1973/1974 das Problem wachsender 
Wehrungerechtigkeit völlig. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung mit der Wehrstrukturkommission 
der Auffassung, daß die Leistungen, die den Bürgern unseres 
Staates im Interesse der Sicherheit abverlangt werden, „nicht 
gegen die Gebote der Gleichheit, Angemessenheit und sozia- 
len Gerechtigkeit verstoßen dürfen" (Bericht der Wehrstruk- 
turkommission 1971, S. 20 Abs. 2)? 

2. Was gedenkt die Bundesregierung angesichts einer Einberu- 
fungsquote von nur 50 v. H. in den kommenden Jahren zu 
unternehmen, um den Grundsatz der Gleichheit, Angemes- 
senheit und sozialen Gerechtigkeit zu wahren, wenn Nicht- 
dienende neben anderen Vorteilen auch noch einen erheb- 
lichen Verdienstvorteil haben? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts dieser Entwick- 
lung angemessene Ausgleichsleistungen für Dienstleistende 
über die in der Drucksache 7/1748 genannten hinaus vorzu- 
sehen; wenn ja, welche? 

Oder beabsichtigt sie, einen anderen Weg in der Frage der 
Entlastung der Dienenden einzuschlagen? 
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4. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung die Vor- 
schläge zur Ausgleichswehrpflicht der Wehrstrukturkommis- 
sion in ihrem Wehrstrukturbericht nicht aufgegriffen? 

5. Beabsichtigt die Bundesregierung im Hinblick auf die Ent- 
wicklung der Einberufungsquote auch die Einführung einer 
Dienstausgleichsabgabe? Sieht sie in ihr ein Mittel des Aus- 
gleichs? Wenn nein, aus welchen Gründen nicht? 

6. Beabsichtigt die Bundesregierung die Wiedereinführung der 
Musterungskategorie „eingeschränkt tauglich" in der Form, 
wie sie früher im Wehrpflichtgesetz aufgenommen war; wenn 
nein, aus welchen Gründen nicht? 
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